theile. Es ſtellt ſich der Etat für 1868 in 


daher ein Zuſch 


Redaktion, Verlag und Druck, 
von R. Graßmann, Schulzenſtraße 17. 


— — 


Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 


us. 


Deutſchland. 

Berlin, 21. November. Se. Maj. der König nahm bald 
nach der Ankunft einige Vorträge entgegen, konferirte mit dem Mi- 
nifterpräfidenten Grafen Bismarck und fuhr dann zur Theilnahme 
an der Geburtstagsfeier J. Kgl. Hoheit der Frau Kronprinzeſſin 
nach Potsdam. Nach dem Schluß der Feſtlichkelt führte ein Extra- 
zug die Allerhöchſten und Höchſten Herrſchaften und die geladenen 
Säfte von der Wildparkſtatton aus nach Berlin zurück. 


Berlin, 21. November. (Haus der Abgeordneten.) 5. Sitzung. 
Eröffnung 1%, Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt. Am Miniſtertiſch 
Freiherr v. d. Heydt und v. Roon. — Präſtdent v. Forckenbeck zeigt 
an, daß eine Anzahl von Exemplaren einer die Lage der Provinz Preußen 
ſchildernden Denkſchrift des Vorſtandes der Königsberger Kaufmannſchaft 
eingeſandt iſt und zur Einſicht ausliegt; ferner, daß der andtags⸗Almanach, 
herausgegeben von Dr. Hirth, in zehn Tagen erſcheinen wird. — Alsdann 
wird zur Vereidigung von 82 in das Haus neu eingetretenen Abgeordneten 
geſchritten, von denen jedoch zwei bei dem Namensaufruf abweſend find. 
Der Präftdent befiehlt, bevor er zu dem feierlichen Akte ſchreitet, den Die. 
nern des Hauſes, die Thüren des Saales zu ſchließen, und fordert die auf 
den Tribünen befindlichen Perſonen, ſo wie die Mitglieder des Hauſes auf, 
ſich von ihren Sitzen zu erheben. Alsdann ruft er die zu vereidigenden 
Abgeordneten in vier Abtheilungen auf und nimmt ihnen den Eid in der 
vorgeſchriebenen Form ab; „Ich. (folgt Vor⸗ und Zuname) ſchwöre 
es, ſo wahr mir Gott helfe!“ — wobei jedem Schwörenden ein bekräfti⸗ 
gender Zuſatz je nach feinem Religionsbekenntniß freiſteht. Der Abg 
Moritz Warburg (Altona) hebt die Schwurfinger nicht auf mit der nach ⸗ 
drücklichen Bemerkung, daß er Israelit ſei. — Der Präſtdent theilt hierauf 
das Reſultat der Kommiſſionswahlen mit. — Der Herr Finanzminiſter 
bringt alsdann eine Reihe von Vorlagen ein und erläutert fie. Wir be- 
merken dabei, daß der Herr Miniſter, deſſen leiſe Stimme ſchon in dem 
ehemaligen kleineren Saale ſchwer zu verſtehen war, es in dem jetzigen 
vergrößerten noch ſchwerer wird. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Ich habe dem hohen Hauſe im aller⸗ 
höchſten Auftrage den Entwurf, betreffend die Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
balts für das Jahr 1868, vorzulegen. Der Etat ergiebt, daß in den ein⸗ 
zelnen Titeln auf zahlreiche neue Bedürfniſſe Bedacht genommen iſt, daß 
die dadurch entſtehenden Mehrausgaben mit Vorſicht ermittelt ſind und in 
den Mehr⸗Einnahmen ihre Deckung gefunden haben und dennoch das Gleich- 
gewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben erhalten worden iſt. Der Etat 
hat gegen die vorhergehenden Etats eine bedeutende Abweichung, die ſich 
daraus ergiebt, daß zunächſt die ſehr beträchtlichen Einnahmen und Aus- 
Baben, die der Bundesverfaſſung gemäß an den norddeutſchen Bund über⸗ 
gegangen ſind, auszuſcheiden waren, daß ſodann diejenigen Einnahmen und 
Ausgaben der neuen Landestheile, bie für das Jahr 1867 in den durch die 
Geſetzſammlung verkündigten Etats nachgewieſen find, in dieſem Etat zu 
verſchmelzen waren mit den Einnahmen und — der alten Lant 


gg fl 8d. 


etwa 50 Millionen geringer, als der Voran 
andestbei betrö gt derſelbe in Einnahmen 1. 


von 1,620,000 94 Für die neuen Landestheile beläuft ſich für 1868 

Einnahme auf 37,830,000 , die Ausgabe auf 39,450,000 4 Cs iſt 
uß erforderlich von 1,620,000 , welcher durch den Ueber⸗ 
ſchuß der alten Landestheile gedeckt wird. Was die Abänderung der ein- 
zelnen Poſitionen betrifft, ſo iſt zunächſt zu erwähnen, daß auf den nord⸗ 
deutſchen Bund übergegangen ſind und daher vom alten Etat in Abzug ge⸗ 
bracht an Einnahmen 62,173,000 , an Ausgaben dagegen 80,450,000 
„Cs hat mithin die preußiſche Staatskaſſe erſpart 18,280,000 %; da⸗ 
gegen ſind von Preußen an den Bund zu zahlen an mene 


68 die 


16,873,000 , Averſa für Zolleinnahmen und Verbrauchsſteuern 156 


Ke, zuſammen 17,029,000 % Der Etat ergiebt eine Mehreinnahme von 
4,788,000 %, davon fallen unter Anderm — die Domänen 122,00 , 
auf die Forſten 220,000 %, auf die direkten Steuern hauptſächlich in den 
neuen Landestheilen 2,015,000 , auf die indirekten Steuern 406,000 , 
Mehreinnahme aus dem Erlös der Salzbeſtände 1,780,000 %, Gewinn 
des Seehandlungs⸗Inſtituts 100,000 „, auf den Gewinn der preußiſchen 
Bank ein Ueberſchuß von 1,577,000 „, auf die eigenen Einnahmen der 
Juſtizverwaltung 1,285,000 „, auf verſchiedene andere Verwaltungen ein 
Mehrüberſchuß von zufammen 200,600 % Dieſen Mehreinnahmen im 
Geſammtbetrage von 7,975,000 K ſtehen folgende Mindereinnahmen gegen- 
über. Bei der allgemeinen Kaſſenverwaltung 3,040,000 %, davon beſtehen 
in verſchiedenen Einnahmen der neuen Landestheile an Ueberſchüſſen der 
Vorjahre Kapitalbeſtände zum Betrage von 2,466,000 , welche im Etat 
pro 1867 zur Ausgleichung der Etats zn werden mußten. Außer» 
dem ergiebt ſich ein Einnahme⸗Ausfall bei den Berg., Hütten und Salinen. 
110,000 , für die Hohenzollernſchen Lande ein 
Thalern Nach Abrechnung dieſer Einnahme ⸗ 
3,237,000 Thalern von der Netto-Mehr- 
Einnahme von 7,975,000 Thalern verbleibt der zuerſt erwähnte Ueber ⸗ 
ſchuß von 4,738,000 Thalern. Dieſem Ueberſchuß treten noch binzu 
die Ausgabe ⸗Erſparniſſe bei verſchiedenen Verwaltungen von zuſammen 
1,602,000 , ferner die Erſparniſſe, welche bei Vergleichung der dem 
norddeutſchen Bunde überwieſenen Einnahmen und Ausgaben und der an 
denſelben direkt zu leiſtenden Zahlungen zu Gunſten der preußiſchen Staats ⸗ 
kaſſe ſich ergeben mit 1,251,000 9%; die Geſammtdeckungsmittel für neue 
und Mehrausgaben betragen demnach überhaupt 7,593,000 3 An Mehr- 
ausgaben ſind dagegen in Anſatz gebracht 1) Zuſchuß zur Rente des Kron ⸗ 
fideikommißfonds 1,000,000 % In dieſer Beziehung wird dem hohen 
Hauſe eine beſondere Vorlage zugehen, worin dieſe Mehrforderung motivirt 
wird. Ich bemerke jetzt nur, dab die Erhöhung dieſer Rente auf 4 Millio⸗ 
nen noch nicht diejenige Höhe erreicht, die ſich ergeben würde, weun die 
Steigerung der Revenüen der Domänen ſeit dem Jahre 1820 in Betracht 
993200 wird. Es betrugen 1820 die Intraden von Domänen und Forſten 
850,000 % Bis zum Ende des vergangenen Jahres ſind an 70,000,000 
zum Domänen. Weräußerungsfonds von den Verkäufern der Domänen und 
Ran und aus der Ablöſung der Laſten eingenommen. Nach den Ver. 
aufen in Höhe von 70 Millionen betrug die Rente im verfloſſenen Jahre 
10,0000 % Es war ſonach ſeit 1820, ungeachtet der Verwerthung 
in Höhe von 70 Millionen, eine Erhöhung eingetreten von 2%, Millionen. 
Wenn die 70 Millionen zum Zinsfuß von 5 Prozent angenommen würden 
— natürlich würden die betreffenden Domänen unverkauft eine höhere Rente 
bringen — was 3 ½ Millionen ergäbe, und würde dieſe dem Ueberſchuſſe 
von 2½ Millionen zugerechnet, fo würde der ursprüngliche Betrag der 
Kronfideilommiß⸗Rente von 272 Millionen ſich auf mehr als 4,30 „000 
Rz steigern. Für die Staatsſchulden iſt eine Mehrausgabe von 3,370,000 
nothwendig zur Verzinſung und Amortifation der in den alten Landes. 
theilen neu hinzugetretenen Staatsſchulden. Für das Abgeordnetenhaus hat 
der Etat 52,000 7% mehr wegen Vermehrung der Zahl der Mitglieder; 
für das Finanzminiſterium zur Ausführung anderweltiger Regelung der 
Grundſteuer in den neuen Landestheilen 250,000 , zur Erweiterung der 
Geſchäftsräume 70,000 % und zu Münzumprägungen 50,000 % So⸗ 
dann für die Verlegung der Porzellanmanufaktur 100,000 , für das 
Juſtizminiſterium 1,600,000 44 weſentlich für die Gerichtsbehörden in den 
neuen Landestheilen, für das Miniſterium des Innern 1,021,000 „wo⸗ 
von 177,000 & für Strafanſtalten, 89,000 S für landräthliche Behör⸗ 
börben, 318,000 4 für Polizei, 128,000 4 für Gensdarmerie, 33,000 
RG. für die Veteranen aus den Jahren 181315 in den neuen Landes- 


Verwaltungen von 
Ausfall von 87,000 
Ausfälle von zufamuen 


Ttetti 


um 
alten 


che Minifterum eine Mehrausgabe von 
8 ür Auseinanderſetzungs⸗ Behörden, 

25,000 K für die Beförberum pferdezucht; für das Unterrichtsmini⸗ 
ſterium 45,000 , darunter 15,00% % für Univerſitäten, 28,000 A für 
Schullehrerſeminare. Für andere Urwaltungen 123,000 . 
Ferner find in dem Etat in Knſatz gebracht 268,000 74 in Folge 

von Gehaltsverbeſſerungen für Untetbeamte zur Ergänzung der im Etat pro 
1867 bewilligten Erhöhungen, welche bekanntlich im vorigen Etat nicht für 
das ganze Jahr gewählt waren. 
Zur a ee dient dieſe Summe von 268,000 , ſodaun für 
Bureau» und Kanzleibeamte ſowie für Burean⸗Hilfsdiener bei den Lokal 
und Provinzialbehörden 600,000 , Erhöhung der Gehälter der Land, 
rätbe 20,000 , für höhere Siaatsbeamte 41,000 „ Außerdem ſind 
nicht unerhebliche Summen verwendet, um die Beſoldung der Beamten 
in den neuen Landestheilen auf dit Normalſätze der alten zu erhöhen. End⸗ 
lich find die laufenden und einmaligen Penfionsabzüge der Beamten eirea 
350,000 %, Ihre Genehmigung hörausgeſetzt, außer Anſatz elaſſen, von 
welcher Summe den Beamten der 4. Rangklaſſe von den! pellations ; 
ban abwärts allein neun Zehntel zu Gute ene rag ſodann das 
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aupt⸗Extraordinarium der Genefalſtattskaſſe um 00 Ag erhöht. 
Bekanntlich war in der vorigen on die Bewilligung im Betrage von 


theilen. Für das landwirthſcha 
206,000 , darunter 


300,009 74 an die Bedingung der nachträglichen Genehmigung jeder ein. 
zelnen Ausgabe geknüpft. regierung hatte dieſen Vorbehalt für 


ie S 
unannehmbar erklärt; fie hatte aber um des willen keine Schwierigkeiten 


bei der Feſtſtellung des Etats, im Vertrauen, daß diesmal 
das hohe Haus das Hauptextraordfnarium ebenſo bewilligen werde, wie in 
allen früheren Jahren. Es iſt nun eine Erhöhung von 100,000 % vor- 
geſchlagen, nicht nur wegen Erweiterung des Staatsgebiets, ſondern auch 
mit Rückſicht auf die Nothſtände in der Provinz Preußen und anderwärts. 
7 den Allerhöchſten Dispoſitionsfonds zu Gnadenbewilligungen iſt mit 
ückſicht auf die Erweiterungen des Staatsgebiets eine Erhöhung von 
100,000 „ vorgeſchlagen, ſodanß eine Erhöhung des Gnadenpenſtonsfonds 
um 30,000 %, für den Fonds zur Ausgleichung der Gehälter, Warte⸗ 
gelder und Beſoldungen für die disponiblen Beamten in den neuen Landes · 
theilen im Betrage von 100,000 % 
Die Staatsſchulden belaufen ſich jetzt für die alten Landestheilen auf 
906,143,000 einſchließlich 102,000,000 für Eiſenbahnſchulden; für 
Hannover 41,160,000 , einſchließlich 25,250,000 % für Eiſenbahn⸗ 
ſchulden; für Kurheſſen 16,535,000 ‚9%, einſchließlich 18,000,000 „ für 
C. S.; für Naſſau 20,516,000 105 einſchließlich 16,589 % E.⸗S.; für 
Heffen-Homburg ‚161,000 , für Schleswig⸗Holſtein 22,140,000 %, 
in Summa 406,658,000 %, einſchließlich 160,112,000 % für Eiſen⸗ 
bahnſchulden. Mit Hinzurechnung von 15,842,000 . unverzinslichen 
Schulden N — beläuft ſich die geſammte Staats- 
ſchuld auf 422,50 e In dem vorliegenden Etat find zur Ver⸗ 
uuf und 16,454,000 Thlr., für die Amortijation 7,966,000 
! 2 t werben untlich die erſparten Zinſen 
iſt ferner an Schulden zu über 
inſung find in dem Etat 580,000 
bernahme der Staatsſchulden der 


machen wollen 


„ dom B0n Ganeuibe 1668 er 
war ſodann in dem Kreditgeſetz vom 28. 6 ber 
ſtimmt, daß, wenn Saen A 


ben wurden, im nächſten 
Budget Beſtimmungen getroffen werden ſollen über die Wiederausgabe 
neuer Schatzſcheine. Es find nun ausgegeben 10,000,000 4 Schasſcheine; 
es war alſo nöthig, da fie nicht aus andern Mitteln im nächſten Jahre ge- 
deckt werden können, in dem Etatsgeſetz darüber das Nöthige vorzuſehen. 
Es heißt demnach in 8. 2 des Geſetzentwurfs: „An Stelle der im Laufe 
des Jahres 1867 ausgegebenen Schatzanweiſungen im Betrage von 
10,000,000 74 können im Jahre 1868 nur verzinsliche Schatzanweiſungen, 
längſtens auf ein Jahr lautend, zu gleichem Betrage ausgegeben werden. 
Auf die neu Ks Rare Schatzanweiſungen finden die Beſtimmungen der 
88. 4 und 6 des Geſetzes vom 28. September 1866 Anwendung Zur 
en überweiſe ich eine Ueberſicht des Sollaufkommens au direkten Steuern 
ür 1867 und des Iſtaufkommens an Mahl⸗ und Schlachtſteuer für 1866, 
und eine andere Denkſchrift, betreffend die Einführung der altländiſchen 
direkten Steuern in den neuen Landestheilen. Der Hauptetat iſt ſpäteſtens 
morgen gedruckt und wird abgeliefert. Es war aber nicht möglich, ſammt⸗ 
liche Anlagen ſchon gedruckt zu beſchaffen, weil mir zum Theil in den aller- 
letzten Tagen erſt die Materialien zugegangen ſind. Es ſind aber vier 
Druckereien mit dem Druck beſchäftigt, und es wird jedenfalls im Laufe 
der nächſten Woche Alles an das Haus abgeliefert werden. Präſident von 
Forckenbeck wird den Beſchluß des Hauſes über die geſchäftliche Behandlung 
des Budgets dann extrahiren, wenn der Hauptetat in Aller Hände iſt. — 
Finanzminiſter v. d. Heydt legt ferner in Gemeinſchaft mit dem Miniſter⸗ 
Präſidenten und dem Kriegsminiſter eine Denkſchrift über die Ausführung 
des Kreditgeſetzes vom 28. September 1866 zur Genehmigung vor. Die 
Einnahmen, die der Regierung zur Verfügung ſtanden, beftanden in 12,824 
S, den Beſtänden der Generalſtaatskaſſe aus den Ueberſchüſſen vom 
Jahre 1865, in 7,985,000 % aus den Ueberſchüſſen von 1866, an ſonſti⸗ 
Einnahmen mit 97,000 %, zuſammen 8,095,000 % Aus dem Staats- 
ſchatz waren genommen 20,029,000 %; an Kriegskontributionen und 
Kriegsentſchädi a 9 1790 warel eingegangen 60,487,000 %, an Effek⸗ 
ten find realiſirt für 17,968,000 %, auf den Kredit von 60 Millionen 
find 30 Mill. an Staatsobligationen ausgegeben und im Betrage von 
29,208,000 „ verwerthet, alſo durchschnittlich zu 9823. Es iſt noch ein 
Rest vorhanden, der für 411,000 % Erlös veranſchlagt iſt. Sodann find 
ausgegeben 10 Millionen Schatzanweiſungen, aſo auf den Kredit verwendet 
31,619,000 % und mit den vorhin genannten Summen 146,200,000 % 
Die Ausgaben betragen 27%, Milionen an den Staatsſchatz, Zinsvergütun⸗ 
gen für indirekte Steuern, welche vor der Verfallzeit benutzt wurden, 
1 0 , für Herſtellung von Erinnerungskreuzen für die Truppen 
„000 , zu geheimen Ausgaben für militär⸗poliliſche Zwecke 720,000 
Re. (Hort!) Koften der Erhebung der Kriegsentſchädigung 84,090 , 
R für Kriegsſchaden 200,000 Ag, Dotationen für hervorragende 
Pet im Kriege 19, Millionen, an den Großherzog von Oldenburg 
illion, fobanıı an die depoſſedirten Fürften (Hört!): den vormaligen 
Herzog von Naſſau 8,891,000 %, an den vormaligen König Georg von 
5 Ar. (Hört! Hört!), aus der Abrechnung mit dem 
7 ex unde 2,133,000 %, zur Verſtärkung des Extraordinariums 
5 5 heine, dem Geſetze entſprechend, 4,483,000 %, Kriegskoſten für die 
f 15 17 5 750,000 Die Kriegskoſten ſind näher nachgewieſen: es 
in N an laufenden Ausgaben bis 1866: 17,526,000 , bis 
. — 950 5 1868: 16,601,000 , für den Reſtbedarf iſt verauſchlagt 
5 N, zuſammen 62 Millionen. Dann find noch einmalige Aus⸗ 
1867 eſonders nachgewieſen: 14,928,000 für 1866 und 1,853,000 für 
19,405 1177 Reſtbedarf iſt veranſchlagt zu 2,600,000 , zuſammen 
405, S, mit der vorhin genannten Summe 81,750,000 . 
Vergütungen für Kriegsleiſtungen und Landlieferungen 6 Millionen, fit 
Telegraphen Leitungen auf dem Kriegsſchauplatze 60,500 Ag, zuſammen 
150,831,000 % Nach Abzug der Einnahmen von 146, 200000 A ver. 
bleibt ein Mehrbedarf von 4,630,608 % Die genaue Summe wird ſich 
erſt ſpäter ergeben. Die Regierung trägt nun darauf an, daß der frühere 
Kredit von 60 Millionen, der auf Höhe von 40 Millionen benutzt iſt, auf 
5 Millionen erneuert werde. Zu dieſem Zwecke lege ich einen Geſetzent⸗ 
wurf vor, wonach 5 Millionen im Wege verzinslicher Schatzanweiſungen 
f 1 Begebung einer Staatsanleihe zur Verfügung der Regierung 
zu ſtellen. 


eitung. 


Abendblatt. Freitag den 22. November. 


Brei in Stein wierteäpefig 1 kü, 


a 

monatlich 10 Sgr. 

mit Botentohn viertel, 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12 ½ Sgr., y 


für reußen wiertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 


Das Haus beſchließt, auch den Druck dieſer Vorlage abzuwarten, be⸗ 
vor es ſich über ihre Behandlung emiſcheidet. — Finanzminiſter v. d. Heydt 
legt ferner die allgemeinen Rechnungen über den Staatsbaushalt des Jah⸗ 
res 1864 mit den Bemerkungen der Ober⸗Rechnungskammer vor. Statt 
eines Deſtzits von 2½ Millionen hat ſich ein Ueberſchuß von 6,916,000 > 
Ag berausgeſtellt. (Wird an die Budget⸗Kommiſſion verwiefen.) Ferner 5 
den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Regelung des Etats⸗ und Rech · 


Le li in den neuen Landestheilen mit Ausſchluß Frankfurts für 
1867. 


Für 1866 ſollen beſondere Kommiſſtonen die Rechnungen revidiren, 
für 1867 desgleichen. Die Ober⸗Rechnungs kammer iſt mit den betreffenden 
Berhältniffen nicht bekannt, und wenn auch für das letzte Quartal dieſes 
Jahres die ordnungsmäßige Reviſton eintreten konnte, jo iſt es doch ſchwie⸗ 
rig, die letzten 3 von den erſten 9 Monaten zu trennen. (Der Herr Mi⸗ 
niſter verlieſt den Geſetzentwurf, der der Kommiſſion überwieſen wird.) — 
Ferner den Vertrag mit Waldeck wegen Uebertragung der Verwaltung zur 
verfaſſungsmäßigen Genehmigung (Bewegung). Das Haus beſchließt die 
Schlußberathung, obwohl die Herren v. Hennig und Duncker eine beſondere 
Kommiſſton für den Vertrag wünſchen. — Die 6. Vorlage, die der Finanz ⸗ 
miniſter einbrachte, waren mehrere mit dem Großherzogthum Oldenburg 
abgeſchloſſene Verträge, betreffend den Anſchluß des Herzogthums Lübeck an 
das Zoll- und Handelsſyſtem des Herzogthums Holſtein — Der Finanz 
miniſter ſchlug vor, dieſe Vorlage den vereinigten Kommiſſionen für Han⸗ 
del und Gewerbe zu überweiſen. Auf den Vorſchlag des Präſidenten wurde 
dieſelbe jedoch zur Schlußberathung geſtellt und der Abg. Krieger (Samter) 
zum Referenten ernannt. — Die 7. Vorlage, die eingebracht wurde, iſt ein 
Geſetz, betreffend die Stempelſteuer für ausländiſche und Luxus -Kalender. 
Die näheren Ausführungen des Finanzminiſters ſind vollſtändig unver⸗ 
ſtändlich. — Das Geſetz geht an die Finanz⸗Kommiſſton. — Die 8. Bor- 
lage betraf die freie Einfuhr von Spielkarten und den Wegfall der Be⸗ 
ſtimmungen für den Detailhandel. Auch dieſe wurde der n 
überwieſen. — Die 9. und letzte Vorlage betraf die Aenderung des 5. 2 
des Geſetzes betreffend die Landesvermeſſung des Fürſtenthums Hohen ⸗ 
zollern. — Dieſelde wird der Agrarkommiſſioun überwiegen, —— Es folgt 
der 3. Gegenſtand der Tagesordnung: Berathung über die geſchöftliche Bes . 
handlung der Anträge Laskers über die Redefreiheit der Abgeordneten. — 
Der Präſident ſchlug vor, den erften Antrag, betv die Niederſchlagung der 
Unterſuchung gegen Tweſten und Frentzel zur Schlußberathung, den zwei⸗ 
ten, betreffend die Deklaration des Art. 84 der, Verfaſſung zur Vorbera⸗ 
thung im Hauſe zu ſtellen. — Abg. v. Brauchitſch (Elbing) beantragte, 
auch den erſten Antrag zur Vorberathung im Haufe zu ſtellen. Das Has 
trat faſt einſtimmig dieſem Antrage bei, und genehmi te in Betreff des 
zweiten Antrags den Vorſchlag des Präſidenten. — folgte der letzte 
Gegenſtand der Tagesordn Wablprüfungen. — Der größte Theil der 
Mitgneder des Haufes verläßt den Saal, der übrige Theil unterhält ſtch 
fo laut, daß von den Ausführungen des Refer nten der I. Abth. Abg. von 
Heunig abſolut Nichts zu verſtehen iſt. — Nach Beendigung dieſes Refe⸗ 
ruts erbittet ſich der Abg. Dr. Koſch das Wort zur Geſchaftsordnung. Er 
erklärt, daß auf der linken Seite des Hauſes ein ſo ſtarker Zug und eine 
ſolche Kälte herrsche, daß es nicht mehr auszuhalten ſei. Der beſte Beweis 
dafür ſei der, daß die Mehrzahl der Mitglieder den Saal n lese 
hätte, Er bittet deßhalb den Präſidenten, die Sitzung für heute zu ſchlie⸗ 
ßen und dafür Sorge zu tragen, daß dies moglichſt ſchleunig abgeäncert 
werde. — Wir bemerken hierbei, daß wir auf der Journaliſtentcibüne 
längſt darüber zu klagen haben; und in der That ein dauernder Aufent⸗ 
halt in dieſer Zugluft ohne erhebliche Schädigung der Geſundbeit unmög- 
lich if). — Abg. Rohden ſchließt ſich den Ausführungen des Abg. Koſch = 
durchaus an; der Zug ſei aber nicht nur auf der linken Seite des Hauſes 
ſondern im ganzen Haufe bemerkbar. Es jei dies nicht mehr auszubalten. 
„Wenn nicht bald Abhilfe geſchieht, werde ich, meine Herren, wenigſtens 
mit oder ohne Urlaub nicht mehr an den Verhandlungen des Hauſes Theil 
nehmen. Es iſt nicht zu verlangen daß wir hier unſere Geſundheit auf⸗ 
opfern ſollen.“ — Abg. Graf Schwerin ſcheint ſich dieſer Anſicht anzu-. 
schließen, iſt jedoch auf der Journaliſtentribüne un derſtändlich. — Ein Ab⸗ 
6 der bei der zunehmenden Unruhe des Hauſes, da die meiſten 

bgeordneten aufſtehen und ſich um den Präſidententiſch herumftellen, weder 5 
zu ſehen noch zu hören iſt, ſpricht anſcheinend im Anſchluſſe an den Vor⸗ <= 
redner. — Präſident v. Forckenbeck verſpricht, den Aula des Haufes une 
terſuchen und wenn möglich Abhilfe ſchaffen zu laſſen. De Sitzung wird 
vertagt. Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. Tagesordnung: Berathung 
über die geſchäftliche Behandlung des heute eingebrachten Kreditgeſetzes und 
Wahlprüfungen. . 

Jauer, 20. November. Heute in den erſten Morgenſtunden 
baben zwei in Unterſuchungshaft befindliche Verbrecher bei einem 
beabſichtigten Fluchtverſuch einen Wärter nebſt feiner Frau erdroſ⸗ 
ſelt. Der Fluchtverſuch iſt den Verbrechern nicht gelungen. 

Hannover, 20. November. Zwiſchen dem Ober - Präfl- 
denten Graf zu Stolberg Wernigerode und den Bevollmächtigten 
des Königs Georg hat, Bebufs Aus wechſelung und Ausführung 
der Verträge über die Vermögens - Angelegenheiten des vormaligen 
Königsbauſes heute eine Konferenz ſtattgefunden. 

chwerin, 20. November. Geſtern Vormittag begab ſich 
Se. K. H. der Großberzog mit Sr. M. dem Könige von Preußen 
und den übrigen hochfürſtlichen Gäſten zu Eiſenbahn nach Zachun 
und von da nach Jaßaltz, wo an dem geſteigen, vom Wetter nicht 
begünſtigten Tage die Jagd abgebalten wurde. Es verlautet, daß 
etwa 70 Stück Schwarzwild geſchoſſen wurden, darunter 13 von 
St. Maj. dem Könige von Preußen. — Das Hoch, welchts Se⸗ 
natot Bade am Montag Abend beim Eintritt Sr. Maj. des Kö⸗ 
nigs von Preußen in die große Mittelloge des Schauſpielbauſes 
auf denſelben ausbrachte, lautet wie folgt: „Seine Majeſtät der 
ruhmreiche König Wilhelm von Preußen, unſeres geliebten Fürften- 
bauſes nahverwandter Königlicher Gaſt und Freund, der erhabene 
Schirmherr des norddeutſchen Bundes, des ganzen deutſchen Vater⸗ 
landes Hoffnung und Zuverſicht, er lebe boch!“ 

Dresden, 21. November. Durch Königliches Dekret ſind 
die der Ständeverſammlung früber vorgelegten Geſetzentwürfe, be⸗ 
treffend die bürgerliche Prozeßordnung, die Gerichtsordnung und die 
Konkursordnung, zurückgezogen worden, well die Verfaſſung des 
norddeutſchen Bundes den Erlaß gemeinſamer Geſetze auf dieſen 
Gebieten in Aueſicht ſtellt und der Bundesrath bereits einleitende 
Schritte dazu gethan bat. 

Munchen, 21. November. Zu Geſandten find ernannt; 
Graf Perglas für Berlin, Graf v. Quaſt für Paris, Graf Rei⸗ 
gersberg für Brüſſel, v. Hompetſch für London und v. Baumgar- 
ten, bieber Legatlonsrath in London, für Florenz. Der bisherige 
Legationsrath bei der Berliner Geſandtſchaft, v. Gaſſer, gebt als 
Geſandter nach Stuttgart; an ſeine Stelle tritt Graf Duxburg. 
Der Miniſterial-Rath v. Sigmund wird Geſandter in Rom. 

Ausland. 
Wien, 21. November. Die „Wiener Abendpoſt“ meldet; 


Fehr. v. Beuſt hat per atlantiſches Kabel ein Telegramm vom K. 
Konſulate in der Havanna, datirt 19. November, erhalten, welches 
meldet, daß Viceadmiral Tegethoff am 12. d. mit der Leiche des 
Kaiſers Maximilian abgereiſt if. Prinz Salm und alle übrigen 
fremden Gefangenen find frei, 

— Die „Preſſe“ ſchreibt: Marquis de Mouſtler hat dem Kai- 
ſer Napoleon ein zweites Cirkularſchreiben, worin der Zweck der 


Konferenz präctſe ausgedrückt wird, unterbreitet. Hiernach wird das 
Zuſammenkommen der Mächte zu einem Schiedsgerichte behufs Been- 
digung des römiſch⸗italteniſchen Konflikts im gemeinſamen Zuſam⸗ 
menwirken gewünſcht. Das Programm der Berathungen ſoll aus 
den gegenſeitigen Angeboten und Forderungen hervorgehen. 
Paris, 19. November. (N. Allg. Ztg.) Das Intereſſe an 
der Thronrede tritt bereits gegen die neugterige Spannung auf den 
Feldzug der Linken im Corps legislatif und auf die ſchlleß⸗ 
lichen Reſultate des Konferenzprojekts ſtark in den Hintergrund. 
Das Pariſer Publikum arbeitet eben ſchnell. Die Konferenz an⸗ 
langend, jo ſcheint es ſicher zu fein, daß bereits ein zweites Schreiben 
des franzöſiſchen Kabinets an die fremden Mächte unterwegs iſt, und 


man wird nicht fehl greifen, wenn man annimmt, daß der Zweck 


dieſes Schreibens dahin geht, elue ſichere Baſis zu pofitiven Vor 
ſchlagen zu gewinnen. Von den fiebzehn eingeladenen Mächten 
ſollen bisher acht geantwortet haben, von denen aber nur Spanien 
und Heſſen ſich für unbediagte Annahme erklärt haben ſollen. 
angebliche ſächſiſche Auslaſſung, daß für die Staaten des Nord- 
deutſchen Bundes nur das Bundespräſidium bei der Konferenz in 
Frage kommen könne, hat einem Theil der biefigen Preſſe wenig 
gefallen. Die „Patrie“ zieht mit ſchlecht verbehlter Laune dagegen 
zu Felde. Was den Feldzug der Linken betrifft, ſo ſind von jener 
Seite ſchon drei Interpellationen auf den Tiſch des Hauſes nieder- 
gelegt und den Burcaur zur Prüfung überwieſen. Erſtens eine 
Interpellation über die auswärtige Politik im Allgemeinen, eine 
zweite über die innere Politik, und namentlich über den Schutz der 
perſönlichen Freiheit (veranlaßt durch die jüngſten Verhaftungen), 
endlich eine dritte über die römiſche Expedition. Alle drei Inter- 
pellationen, deren Genebmigung durch die Bureaux noch keineswegs 
zweifellos if, find von Julius Favre eingebracht und außerdem von 
Garnier Pages, Glais-Bizoin, J. Simon u. A. gezeichnet. Es iſt 
auch von einer vierten Interpellatton die Rede, betreffend die Ein⸗ 
führung des Dftroi in der Banlieue; tft aber die Linke ſelbſt in, Be⸗ 
zug auf dieſe Angelegenheit getheilter Meinung. Nicht wenige Op⸗ 
poſittons-Mitglleder machen geltend, daß dadurch Unruhen der be- 
1 triffenden Arbeiter hervorgerufen werden könnten, was ſie um jeden 
Preis vermieden ſehen möchten. Außerdem iſt es auch nicht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß dieſe Jaterpellatlon die Bureaux paſſtren werde. 
Hr. Schneider, der Prasident des geſetzgebenden Körpers, hat den⸗ 
ſelben heute ohne jede Anſprache eröffnet, worüber ſich einzelne 
Blätter beklagen, während halbofficlelle Organe darauf aufmerkſam 
machen, daß eine Präſidentenrede auch früher nicht Uſus geweſen ſei. 
L An demſelben Tage, wo der Katſer erklärt, man könne 
den Zellpunkt der Heimkehr der franzöſiſchen Truppen aus dem 
Klrchenſtaate berechnen und das „Journal des Debats“ hinzuſetzt: 
„Wir hätten uns noch mehr gefreut, wenn uns geſagt worden 
wäre, unſere Truppen hätten berelts Befehl zum Abzuge erhalten“, 
bringt der „Monde“ einen wahrbaft wütbenden Ausfall gegen ves 
Kaſſers römische Politik. „Wir ſtützen Vietor Emanuel mit mehr 
Beſtändigkelt, als wir Maximilian unterſtützt haben!“ Dieſen blu⸗ 
tigen Hohn ſchickt das klerikale Blatt der Thronrede voraus, indem 
es drohend binzufügt, „Italien werde doch zu Grunde gehen, 
Frankreichs Stütze werde nicht dagegen helfen, ja, bereits ſei Frank- 
reich ſelbſt von der italienischen Anarchle bedroht, denn der Triumph 
des italienischen Sozialismus rege die Maſſe der geheimen Geſell— 
ſchaften in Belgien, Deutſchland und hauptſächlich in Frankreich 
auf und finſtere Pläne entftiegen der Gährung der Geiſter“. Mit 
ſolchen Schreckmitteln will man die Welt in Unruhe ſetzen. Viel- 
leicht hat der „Monde“ an — Aachen gedacht, wenn er von den 
Schreckniſſen ſpricht, die Deutſchland von geheimen Geſellſchaften 
bedrohen, denn ſonſt wüßten wir nicht, wo „finftere Pläne“ in deut⸗ 
ſchen Landen geſchmiedet würden. 

— Nie iſt von Seiten des großen Publikums eine Thronrede 
Napoleons mit größerer Gleichgültigkeit als diesmal empfangen 
worden. Die Zeitungsverkäufer ſtanden ſeit 2 Uhr müßig vor 
großen Haufen von Blättern, während ſonſt um jene Tagesſtunde 
die Exemplare zu erhöhten Preiſen abgeſetzt wurden. Und doch 
war gerade beute von dem Inhalte vorher wenig bekannt, jo daß 
die Neugier hätte Befriedigung ſuchen können. Dafür verſichern 
Uaparteliſche, welche der Feterlichkeit in den Tuilerien beigewohnt 
haben, noch nie jei eine Eröffnungsrede jo ſtark beklatſcht worden, 
beſonders die Stelle, welche von der „feſten Regierung" ſpricht und 
der Adſicht jeden durch die verhelßenen Geſetze der freien Preſſe 
und des Verſammlungsrechts hervorgerufenen Exceß ſtreng zu unter- 
drücken. Der Kaifer trug bei der Eröffnungefelerlichkett die Gene⸗ 
ralsuniform, der Katjerprinz, der recht wohl ausgeſehen haben ſoll 
und auf der Hin- und Rückfahrt neben feinem Vater ſtehend nicht 
aus dem Grüßen herauskam, war in ſchwarzem Sammet, rothen 
Strümpfen und mit dem großen Band der Ehrenlegion angethan; 
die Inauguratlonstollette J. Maj. war: weißes Atlaskleid mit brau- 
nem Sammet, ſchwarze Spitzenmantille à la Marie Antoinette und 
rothbrauner Sammethut mit weißer Feder. ; 

Paris, 21. November. Es wird verſichert, daß der Papſt 
geneigt ſei, die Konferenzeinladung anzunehmen. — General de la 
Torre, ein Gefährte des Generals Prim, hat eine neue revolutto⸗ 
näre Proklamation an Spanten erlaſſen, in welcher er den Sturz 
der Dynaſtle verlangt. 

— Die „France“ theilt mit, daß die Kardinäle, welche Mit- 
glieder des Senats ſind, und der Erzbiſchof von Paris ſich der 
Jaterpellaton Dupin's über die römiſche Frage anſchlleßen. — Die 
„Liberté“ behauptet, daß der italientſche Minifterpräfident Menabrea 
om 9. November ein neues Rundſchreiben erlaſſen babe, in welchem 
er Frankreich anklage, die jüngſten Ereigniſſe in Italien veranlaßt 
zu haben. f 

Italien. Die Einladungen der franzöſiſchen Regierung zur 
Konferenz wurden von Paris am 10. November expedirt; ſie ſind 
aber bis jetzt ohne Erfolg geweſen. Was wird Italien thun? 
Wenn die Konferenz wirklich zu Stande käme, fo iſt Staliens Rolle 
ſehr einfach, es wird, wie die Italle berichtet, der Politik treu bleiben, 
welche Italien aus jahrhundertlanger Zerrifjenheit erlöſt hat und 
ihres Zieles gewiß if. „Soll der Kirchenſtaat, deſſen Exiſtenz 
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eine beſtändige Urſache der Unruhe für Jralien if, erhalten, alſo, 
ein Thell Italiens für alle Zelten ein Leibgedinge des Papftes 
bleiben? Oder ſoll der Kirchenſtaat aufhören? Sobald erſtere Frage 
auch nur geſtellt würde, kann Italien ſich in keine Berathungen 
einlaſſen, es bat Proteſt erhoben und wird fort und fort Proteft 
erheben gegen die franzöſiſche Intervention; es würde jedoch eine 
erwelterte und ungleich gefährlichere Intervention anerkennen, wenn 
es allen anderen Mächten das Recht zugeſtehen wollte, in eine Ge- 
bietöfrage ſich elnzumiſchen, die Italien und bie Bedingungen ſeiner 
Politik einzig und allein angeht. Nehme es eine ſolche Lage an, ſo 
würde es feine Einheit mit eigner Hand zerbrechen. Sollte dagegen 
über die zweite Frage allein conferirt werden, jo iſt Italiens Stele 
lung gleichfalls klar: es wird jeder Maßregel beiſtimmen, welche 
inm Zwecke hat, die geistliche Unabhängigkeit des Kirchenhaupte 
zu ſichern. Es iſt dies keine Territorial- alſo auch keine eigentlich 
nationale, keine ſtreng italteniſche Frage ſondern eine allgemeine 
Angelegenhelt“. Das Kabinet Menabrea hat in dieſer Haltung 
alle Italtener hinter ſich, denn fie jagen ſich: „Rom fpielt ſeit 
1859, ja ſchon ſeit 1849, die Rolle des Coblenz der erſten fran- 
zoͤſiſchen Revolution, es iſt der Sitz der gegen die Einheit konſpi⸗ 
rirenden Perſonen und Klaſſen, wie es Franz II. und ſeinem Hofe 
im Herzen Italtens Schutz gewährt und die ſcheußliche Banditen⸗ 
wirthſchaft gefördert hat; jetzt aber if es erſt recht das Coblenz 
aller europälſchen molkontenten Legitimiſten und Klerikalen, welche 
Ihre Rekruten nach Rom ſchicken und in der ganzen Welt zum 
Kreuzzuge gegen den italientſchen Thron und Einbeitsſtaat Geld 
ſammeln laſſen. Wenn dieſe Leute morgen in Frankreich oder in 
Oeſterreich einen Aufſtand für Ideen des Mittelalters fan den, fo 
würden ſie übermorgen eben ſo begeiſtert zur Reſtauration des fünf⸗ 


ten Heinrich oder zu der Einſetzung eines Kaiſers von Oeſterretch 


nach dem Herzen der Kirche ins Feld ziehen, wie fie mit der Region 


von Antibes und den Faiferlichen Franzoſen gegen Italiener gekämpft 


haben, und wie ſich täglich ihre Organe rühmen, daß man Italien 


wieder in Stücke zerſchlagen müſſe, damit der Papſtkönig wieder zu 


ſeinem Schaden kommen könne.“ 8 
Florenz, 21. November. Die „Opinione“ ſpricht im Hin- 
blick auf die bevorſtehende Parlamenteſeſſton den Wunſch aus, das 


Parlament möge in ſeinen Disluſſionen der Nothwendigkeit einge- 


denk ſein, die politiſche Lage nicht noch mehr zu erſchweren. Das⸗ 
ſelbe Blatt fordert das Miniſterlum auf, ſein Möglichftes zu thun, 
um die Römiſche Reglerung von der in Erwägung genommenen 
Abſetzung der bet den letzten kriegerſſchen Ereigniſſen kompromittir⸗ 
ten Beamten zurückzubringen. 

Liſſabon, 21. November. Der Admiral Farragut hat auf 
der amerikaniſchen Fregatte „Franklin“ den biefigen Hafen verlaſſen 
und it nach dem mittelländiſchen Meere geſegelt. 

London, 18. November. Ein ſtarker Stumm wüthete ſeit 
vorgeſtern Abend bis heute Morgen in London und hat manchen 
Schaden an Gebäuden und unter den Schiffen auf der Themſe 


angerichtet. Auf dem Kanal war er fo arg, daß kein Dampfer 


ſich hinaustraute, auch die Poſtdampfer in Oſtende und Calais die 
Ueberfahrt nicht wagen durften. Der Sturm zog ſich in den iri⸗ 
ſchen Kanal hinein und bie Nordſee hinauf. 


über mehrfache Unfälle von a 
Es m Ws ürwahr. Bereits weiſt es in ſeinem 


Regiſter 2300 Wracks auf, 77 davon allein während der letzt- 
verfloſſenen Wocht. 8 

London, 21. November. Im Unterhauſe dringt Mr. Ma- 
gulre in die Regierung, daß fie davon abſtehe, vor der Welt die 
bedauerliche Tragödie der Hinrichtung von vier Perſonen in Man- 
cheſter zu vollziehen. O'Brien, Faweett Bowper, Gaſelee Rearden 
verlangen Aufſchub der Hinrichtung. Der Miniſter des Innern, 
Hardy, verweigert jedoch, die richterliche Entſcheidung umzuſtoßen. 

Kopenhagen, 18. November. Die „Nyborg Avis“ ſchreibt: 
Am letzten Freitage ſahen wir bier zum erſten Male die norddeut⸗ 
ſche Bundeskriegsflagge in unſerem Hafen (Nyborg auf Fühnen). 
Am Vormittag war nämlich ein preußiſches Kanonenboot in der 
Jöbrde vor Anker gegangen und bald darnach kam der Chef in 
ſeinem Boote in den Hafen und meldete ſich beim Feſtungskom⸗ 
mandanten. Das Kanonenboot war der „Chamälton“, geführt von 
Graf Hacke, mit drei Geſchützen und einer Beſatzung von elwa 70 
Mann. Es ſoll, wie man hört, im großen Belt einen Anker auf- 
ſiſchen, welchen ein anderes preußiſches Krlegsſchiff dort verloren 
hat. Ein Theil der Mannſchaft war hier am Lande. 

Petersburg, 21. November. Gegenüber der heftigen Po- 
lemik, zu welcher die Einführung der Ruſſiſchen Sprache in den 
Oſtſecprovinzen in der ausländiſchen und ruſſſiſchen Preſſe Anlaß 
gegeben, findet ſich die ofſtzlöſe „Nordiſche Poſt“ zu folgender Er 
klärung veranlaßt: Die Maßregeln, welche die Regierung in Be- 
treff der Einführung der Ruſſiſchen Sprache in den Oſtſeeprovinzen 
getroffen habe, verändern an den dortigen Verhältniſſen nichts. 
Die Lokalgeſetzgebung enthalte ſich nach wie vor jeder Bedrückung 
der nichtruſſiſchen Bevölkerung. Die Regierung behandle dasjenige, 
was in Folge hſtloriſcher Bedingungen ſowie der bürgerlichen und 
geſellſchaftlichen Bildung dieſer Bevölkeſung theuer jei, keineswegs 
mit Nichtachtung. Sie erſtrebe nicht eine erzwungene Verwiſchung 
aller Nüancen und eine unterſchiedsloſe Vernichtung aller Beſon- 
derbeiten diejes Landestheils. Die Regierung füge vielmehr das 
geſetzlich anerkannte Recht der verſchiedenen Konfeſſtonen; ſie ge⸗ 
währe dem Gebrauch der Deutſchen Sprache wie demjenigen an- 
derer Volksldiom freien Splelram. Die Regierung verlange von 
den Oſtſeeprovinzen ſowohl wie von den übrigen Theilen des Nei- 
ches eine bedingsloſe Unterwerfung unter dle allgemeinen Principlen 
der Staats einheit. Gleichzeitig laſſe fir aber die beſtehende Lokal- 
gejepgebung vallſtändig in Kraft, fie entwicktle die Bodenverhält⸗ 
niſſe und befürdere dadurch geordnete Zuſtände der ländlichen Be⸗ 
völkerung, worin die wirklichen Grundlagen für die Wahrung der 
beſonderen Elgenthümlichkeſten beſtehen. Auch bel der Einführung 
gerichtlicher Reformen in den Oſtſeeprovinzen berückſichtige die Re⸗ 
gierung principlell die Beſonderhelten derſelben. Die Vorbereitung 
der ruſſiſchen Sprache in den Oflferprovinzen werde durch das Be- 
dürfuiß derſelben hervorgerufen, ſowle ferner durch dle Solidarität 
dicſer Provinzen mit den im Innern des Relches belegenen Bezirken 
in Betreff der politiſchen und kommerziellen Intereſſen, endlich aber 
durch die mehr und mebr anwachſende ruſſiſche Bevölkerung daſelbſt. Die 
längft empfundene Unbequemlichkelt, die Geſchäfte bei den Behörden 
vorzugsweſſe in Deutſcher Sprache zu führen, begründe eine pflicht- 
gemäße Anwendung der Ruſſiſchen Sorgche. 
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Pommern. 

Stettin, 22. November. Wie man uns aus Alt- Damm 
mittheilt, hat es dort allgemeine Befriedigung hervorgerufen, daß 
dem Prediger Berg daſelbſt trotz aller dagegen hervorgetretenen 
Beſtrebungen, dennoch jetzt dle erſte Paſtorſtelle in Pyritz übertragen 
worden iſt. Herr B. iſt in Damm eine allgemein beliebte Perjün- 
lichkelt und wenngleich man ihn nur ungern aus jeinem bisherigen 
Wirkungskreiſe scheiden ſieht, freut man ſich doch der Genugthuung, 
die ihm jetzt geworden iſt. 

— Wegen plötzlicher Erkrankung der Frau Förſter wird an 
Stelle der heute Abend angekündigten Oper „Johann von Paris“ 
das Schauſpiel „Die Bettlerin“ zur Aufführung kommen. 

— Vorgeſtern Abend war ein im Seitenflügel des Hauſes 
Lindenſtraße Nr. 25 befindliches hölzernes Abzugsrohr in Brand 
gerathen. Wäre das Feuer nicht rechtzeitig von einem Haus be⸗ 
wohner bemerkt und ſchnelle Hülfe geſchafft worden, jo hätte das⸗ 
ſelbe leicht gefährlich werden können. Es war der vorhandenen 
Spur nach in einer zur Aufbewahrung von Wäſche dienenden Kam⸗ 
mer, in der das Rohr ausmündet, entſtanden und hatte ſich dem⸗ 
nächſt durch das Rohr bereits bis zu den oberen Etagen verbreitet. 
In der betreffenden Kammer iſt eine nicht unbedeutende Partie 
Wäſche verbrannt. 

— Die Arbeiter Jullus Marks aus Torney und Albert 
Preuß aus Grünhof, welche ſich geſtern Abend in der Reifſchläger⸗ 
ſtraße ein Vergnügen daraus machten, das Trottolr paſſtrende Per- 
ſonen beim Vorübergehen durch ungezlemende Redensarten u. ſ. w. 
zu beläſtigen, wurden verhaftet. 

— Geſtohlen wurde: am 19. Abends dem Drechslermeiſter 
O. aus ſeiner Wohnung Breiteſtraße Nr. 11 eln ſchwarzer Rock, 
ein Paar Beinkleider und ein feidener Regenſchirm; am 20. aus 
der unverſchloſſenen Küche des Kaufmanns V. Große Ovderſtraße 
Nr. 12, ein meſſingener Mörſer; ferner dem Kleiderhändler Solms 
durch drei Knaben, die ungeachtet der ſofortigen Verfolgung ent⸗ 
kamen, 12 Stück wollene Shwals, welche als Schauſtücke an dem 
Eingange zum Verkaufslokal hingen; geſtern Nachmittag aus der 
Küche des Kaufmanns J., Kl. Oderſtraße Nr. 11 fünf Stück fil- 
berne F. S. gezeichnete Eßlöffel im Werthe von 10 Rthlr. 

— Muthmaßlich daſſelbe bisher leider noch nicht ermittelte 
Fraunzimmer, welches, wie berichtet, vor Kurzem auf den Namen 
des Kaufmanns Schröder bei dem Blumenfabrikannten Krauſe ei- 
nen Betrug verübte, hat ſich eines gleichen Vergehens dem in der 
Jrauenſtraße wohnhaften Korbmacher Rabitz gegenüber dadurch 
ſchuldig gemacht, daß es diesmal auf den Namen eines Fräuleins 
Schröder, von R. zwei Körbe zur Anſicht entnahm und damit ſpur⸗ 
los verſchwand. 


Schiffsberichte. 

Swinemünde, 21. November, Vormittags. Augekommene Schiffe: 
Iris, Johanſen; Carl, Wienke; Mentor, Lemke von Pernau. Friedericke, 
Ludwig von Kopenhagen. Cäcilie, Dabis von Neweaftle. Scotify Maid, 
Smith von Cullen. Felicitas, Kühl von St. Davids. Stolp (SD), 
Ziemke von Kopenhagen. Grand Due Alexis (SD), Barandon von Gran- 
gemouth. Louis Gertz, Matz von Grimsby. Clara u. Hermann, Niemann 
von 888 Letztere 2 löſchen in Swinemünde. 2 Schiffe anſegelnd. 

ind: 2 


Strom eingehend. Revier 171, x den 

— Nachmittags. Röper, Took von Wick. Merrimac, Grunewalbk 
ma, Blauck von Newcaftle, Caroline Marie, Bang 
von Aaleſund. Caecilie, Schwenſon; Peter, Nauſch; Ottilie, Köhler von 
Pernau. Wind: NO. Revier 17½ F. Strom ausgehend. 
Vörſen⸗ Berichte. 
Stettin, 22. November. Witterung: Schneetreiben, trübe. 


—— 


Tem⸗ 


An der Bor le. 

Weizen loco und nahe Termine niedriger, per 2125 Pfd. loco gelber 
märker 96—101 K bez., bunter 94—97 3% bez, ungar. 91—95 9% bez., 
83—8öpfd. gelber November 98½, 97 „ bez. u. Br., 96 ½ 3% Gd., 
Frühjahr 97½ 94 Gd. u. Br. 

Roggen gut behauptet, pr. 2000 Pfd. loco galiziſcher 72—74 
bez., beſſerer 75— 76 . bez, 83pfd. 78 % 5 November 74%, N 
22% Rovbr- ne 26 TB 5 day, u. Gr, % & Gd, Frith 

2 ez. 

Gerſte loco per 1750 Pfd. märker 52½ 53 3 bez. leſiſche 54 
bis 55 Beh ungariſche 55 3% bez. a FU UNE 

Hafer loco pr. 13.0 Pfd. 341,343, . bez., 47—50pfd. No⸗ 
vember 35 . bez., Gd. u. Br, Frühjahr 355, . bez. u. N 

A loco 69 - 70½½ τ dez. 

Müböl matt, loco 10 % Br., November 10%, bez. u. Br., 
10½ Gd., April⸗Mai 11%, Ya & bez. u. Br., Wel 11% 1 bez. 

Spiritus niedriger, Toco ohne Faß 191 & bez., November 
195%) % & bez., November⸗Dezember 193, 9% bez. u. Gd., Frühjahr 
20% 4 bez. u. Br., 202% Gd. 
=" Angemeldet. 200 Wſpl. Weizen, 200 Ctr. Rüböl, 20,000 Quart 

piritus. 

Regulirungspreiſe: Weizen 97½, Roggen 74%, Rüböl 1074,, 
Spiritus 195%. 


Pfd. 174½ Bancothaler Br., 174 Gd., pr. November December 1721, 
Brutto 135%, Br., 
131 Gd. Hafer ſehr ruhig. 
Spiritus ftille, zu 28%, 


Seren, den 2 Novendr, 


Hamburg . 6 Tag.] 151%, G [St. Börsenhaus-O, 4 Ale 
A . . 2 Mt. | 150% BE |St. Schanspiell....| 5 — 
Amsterdam 8 Tag. 143 G Pom. Chausseeb.-O. 5 — 
fe 2 Mk. = Used. Woll. Kreis-O.| 5 | 1 — 
London - 10 Tag. 6 24% ba St. Strom-V- A.. 4 a 
3 3 Mt. — Pr. National-V.- A. 4 | 117 6 
Paris. . 10 Tg.| 81½ B br. See- Assecuranz| 4 — 
er 2 Mt. — Pomeraniu -.. 4 113 6 
Bremen 3 Mt. , „ IUnion 4 103 6 
St. Petersbg. 3 Weh. 93% G@ _|St. Speicher- A. - 8 
Wen: 8 Tag. m Ver.-Speicher-A.-«+| 5 — 
RT, 2 Mt. — Pom. Prov.-Zuckers.] 5 — 
Preuss. Bank 4 Lom 4½ & IN. St. Zuckersied. 4 — 
Sts.-Anl.5457 4½ — Mesch. Zuckerfabrik 4 | — 
3 * 8 — Bredower „ 4 — 
St.-Schldach. 37 — Walzmühle 5 — 
P. Prüm.-Aul.“ 3%, — St. Fortl.-Cementf. . 4 — 
Pomm.Pfdbr.| 3½ — St. Dampfschlepp G.“ 5 — 
= e — St. Dampfschifl- V.. 5 — 
„ Bentenb.| 4 — Neue Dampfer-C. 4 — 
Ritt. P. P. B. A. 4 — ermania ++. + .%. 94%, B 
Berl.-St. E. A. 4 2 Vulkan . ne 85 5 
Prior. 4 — St. Dampfmühle . 4 | 101 @ 
p 44 — Pommerensd. Ch. F. 4 — 
Startgz.-P. E. A. 4½ — Chem. Fabrik-Ant.- 4 — 
„ Prior. 4 = St. Kraftdünger-F. | — 
St. Stadi-O, -| 41, 95% B |Gempinn. Bauges.«-| 5 — 


